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Nimmt ein Mitglied eines Personalrats an einer Mitgliederversammlung der Gewerk-
schaft, der er angehört, teil und verunfallt er nach dem Ende der Veranstaltung auf dem 
Weg zu seinem PKW, ist kein Arbeitsunfall nach § 8 Abs. 2 Nr. 1 SGB VII gegeben. 
 
§ 8 Abs. 2 Nr. 1 SGB VII 
 
Urteil des SG Detmold vom 11.09.2018 – S 14 U 359/17 – 
 

Streitig ist die Anerkennung eines Arbeitsunfalls. 
Der Kläger ist als Hausmeister beim Land NRW, Kreispolizeibehörde X in der Polizeiwache 
Y tätig. Nach Angabe der zuständigen Unfallkasse war er zudem Mitglied des örtlichen Per-
sonalrats. Am Unfalltag verließ er vor Dienstende die Dienststelle. Als Mitglied der Gewerk-
schaft der Polizei (GdP) wollte er die jährliche Hauptversammlung der GdP besuchen. Hier-
für war er von seinem Dezernatsleiter bezahlt freigestellt worden; eine Weisung zur Teil-
nahme wurde von diesem jedoch nicht erteilt. Nach dem Ende der Veranstaltung gegen 18 
Uhr knickte der Kläger auf dem Weg zu seinem PKW in einer Bodenvertiefung um und brach 
sich den Außenknöchel. 
Die Beklagte lehnte die Anerkennung eines Arbeitsunfalls ab; es fehle am inneren sachli-
chen Zusammenhang mit der versicherten Tätigkeit.  
Das SG Detmold wies die Klage mit Einverständnis der Beteiligten ohne mündliche Verhand-
lung ab. Zwar sei der Kläger zum Unfallzeitpunkt Beschäftigter gewesen; auch habe er einen 
Unfall erlitten. Jedoch mangele es am inneren Zusammenhang zwischen dem unfallbrin-
genden Verhalten und dem versicherten Tätigkeitsbereich des Klägers. Es sei wertend zu 
ermitteln, ob die unfallbringende Tätigkeit noch innerhalb der Grenzen liege, bis zu welcher der 
Versicherungsschutz reiche. Bedeutsam hierfür seien zunächst die im Beschäftigungsvertrag 
niedergelegten Aufgaben und die Weisungen von Vorgesetzten. Ausreichend sei aber auch, 
dass vom subjektiven Standpunkt des Versicherten aus die unfallbringende Tätigkeit betriebs-
dienlich war, vorausgesetzt diese subjektive Annahme finde eine Stütze in den objektiven Ver-
hältnissen. Der Kläger habe aber zum Unfallzeitpunkt weder eine Haupt-, noch eine Ne-
benpflicht noch eine vermeintliche Pflicht aus dem Rechtsverhältnis zu seinem Arbeit-
geber erfüllt. Auch aus der bezahlten Freistellung vom Dienst folge nicht die Betriebs-
dienlichkeit der Teilnahme am Gewerkschaftstreffen. Da es keine Verpflichtung zur (bezahl-
ten) Freistellung des Klägers gab, handele es sich bei der Freistellung lediglich um ein Entge-
genkommen des Arbeitgebers, aus der kein Versicherungsschutz abzuleiten sei. Nur dann, 
wenn sich die Gewerkschaftsveranstaltung auf die Belegschaftsangehörigen beschränke, vom 
Betriebsrat einberufen werde und im Wesentlichen Fragen von (betriebsbezogenen) Unterneh-
menstätigkeiten behandelt würden, liege eine versicherte betriebliche Gewerkschaftsveranstal-
tung vor. Dies sei vorliegend nicht der Fall gewesen. Diese Rechtsansicht sei mehrfach vom 
BSG in den Urteilen vom 30.01.1970 – 2 RU 197/67 –[juris]; vom 29.01.1971 – 2 RU 253/68 – 
[juris] und vom 29.01.1971 – 2 RU 203/67 – [juris] bestätigt worden, weshalb der Kläger auch 
nicht habe annehmen können, seine Teilnahme an der Gewerkschaftsveranstaltung sei be-
triebsdienlich gewesen. Auch soweit der Kläger vorgetragen habe, er habe in der nächsten Per-
sonalratssitzung von dem Gewerkschaftstreffen berichten wollen, ergebe sich keine andere 
rechtliche Beurteilung.  
Hinweis: Das Urteil ist nach Auskunft der zuständigen Unfallkasse rechtskräftig. 

 
Das Sozialgericht Detmold hat mit Urteil vom 11.09.2018 – S 14 U 359/17 –  
wie folgt entschieden: 
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